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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Jahresrückblick 2020: Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Die Gesundheitspolitik stand 2020, wie die gesamte Schweizer Politik, ganz im Zeichen
der Corona-Pandemie, welche die Schweiz im Februar – damals noch als Epidemie
eingestuft – erreichte und seither in Atem hält. Die steigenden Infektionszahlen
veranlassten den Bundesrat dazu, am 28. Februar die «besondere Lage» gemäss
Epidemiengesetz auszurufen, mit welcher der Bund die Weisungsbefugnisse gegenüber
den Kantonen sowie die Verantwortung für die Krisenbewältigung übernahm. Zudem
verabschiedete die Regierung die Verordnung über «Massnahmen zur Bekämpfung des
Coronavirus (Covid-19)», durch welche Grossveranstaltungen mit über 1'000 Personen
bis auf Weiteres verboten wurden. Dennoch stiegen die Fallzahlen in der Folge
drastisch an, so dass der Bundesrat am 13. März in einer zweiten Verordnung die
Einreise aus Risikoländern einschränkte und das Zusammenkommen von über 100
Personen untersagte. 
Nachdem auch diese Massnahmen dem Anstieg der Fallzahlen keinen Einhalt gebieten
konnten, verkündete der Bundesrat am 16. März die ausserordentliche Lage gemäss
dem Epidemiengesetz und ordnete einen Lockdown an, um weiterhin genügend freie
Betten in Krankenhäusern garantieren zu können. Abgesehen von
Lebensmittelgeschäften und Gesundheitseinrichtungen mussten sämtliche Läden,
Restaurants, Bars sowie Unterhaltungs- und Freizeitbetriebe schliessen. Öffentliche
und private Veranstaltungen wurden untersagt, der Präsenzunterricht in Schulen
wurden verboten und die Bevölkerung wurde dazu angehalten, zuhause zu bleiben und
wenn möglich Homeoffice zu betreiben. Einhalten der Hygienemassnahmen und
Abstand wahren – was sich in den darauffolgenden Monaten noch als Social Distancing
durchsetzen sollte –, waren die Devise. Die Grenzen zu sämtlichen noch offenen
grossen Nachbarländern wurden geschlossen und Schweizerinnen und Schweizer
zurück ins Land gerufen. In diesem Zusammenhang organisierte die Regierung
Rückholaktionen von im Ausland gestrandeten Bürgerinnen und Bürgern, an der sich
auch die Rega beteiligte. 
Am 20. März reduzierte die Landesregierung die erlaubte Gruppengrösse von
öffentlichen Versammlungen weiter auf fünf Personen. Da die Spitäler stark
beansprucht waren, verbot sie zudem die Durchführung von nicht dringend
notwendigen Untersuchungen, Eingriffen und Therapien in medizinischen
Einrichtungen], was dazu führte, dass die Spitäler erhebliche finanzielle Einbussen
erlitten. Gleichzeitig hob der Bundesrat die Bestimmungen zu Arbeits- und Ruhezeiten
im Gesundheitswesen auf, um der Problematik der knappen personellen Ressourcen
begegnen zu können. 
Am 8. April verlängerte der Bundesrat die Massnahmen der ausserordentlichen Lage bis
zum 26. April, kündigte aber am 16. April erste Lockerungsschritte an, die bis im Juni
erfolgten. In der Folge entspannte sich die Situation während den Sommermonaten, so
dass der Bundesrat das Corona-Zepter an die Kantone zurückgegeben konnte. Diese
Beruhigung der Lage war jedoch nur von begrenzter Dauer: Aufgrund der steigenden
Fallzahlen erliess der Bundesrat am 18. Oktober erneut landesweite Massnahmen wie
zum Beispiel ein Versammlungsverbot von mehr als 15 Personen.
Weil die vom Bundesrat erlassenen Notverordnungen nach sechs Monaten automatisch
ausser Kraft treten, mussten die darin enthaltenen Massnahmen zur Bekämpfung der
Corona-Pandemie in Bundesgesetz gegossen werden. In der Herbstsession behandelte
das Parlament entsprechend das stark umstrittene dringliche Covid-19-Gesetz, zu dem
der Verein «Freunde der Verfassung» das Referendum ergreifen wollte. Bereits in der
Wintersession und somit noch vor Ablauf der Referendumsfrist nahm das Parlament auf
Antrag des Bundesrates zudem einige Anpassungen am neuen Gesetz vor, die es dem
Bundesrat ermöglichen sollen, die Auswirkungen der zweiten Welle abzudämpfen.

Obwohl die Corona-Pandemie den Parlamentsbetrieb zweifelsohne dominierte, wurden
auch andere Geschäfte in der Gesundheitspolitik behandelt. Im Bereich der
Krankenpflege war dies zum Beispiel der indirekte Gegenvorschlag zur Pflegeinitiative,
dem sich die beiden Räte in mehreren Sessionen annahmen. Der Pflegeberuf hatte
durch die Coronakrise zwar an Ansehen gewonnen, trotzdem gab es zwischen den
beiden Parlamentskammern unter anderem noch Differenzen bezüglich des

BERICHT
DATUM: 31.12.2020
JOËLLE SCHNEUWLY
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eigenständigen Abrechnens durch die Pflegefachpersonen mit den Krankenkassen oder
bezüglich der Ausbildungsbeiträge durch die Kantone. 
Weiter ermöglichten die beiden Räte in der Herbstsession Versuche zur kontrollierten
Abgabe von Cannabis, von denen man sich einen Erkenntnisgewinn zu alternativen
Regulierungsformen erhoffte. Auch medizinischer Cannabis war 2020 ein Thema: So
beabsichtigte der Bundesrat, den Zugang zu medizinischen Cannabisbehandlungen zu
ermöglichen. Die Volkskammer befasste sich in der Wintersession mit dem Geschäft
und hiess die entsprechende Änderung am BetmG gut. 
Im Spätsommer gab die Landesregierung bekannt, dass sie die Initiative «Kinder und
Jugendliche ohne Tabakwerbung» zur Ablehnung empfehle, da ihr das Anliegen zu weit
gehe. Es müsse ein gewisses Gleichgewicht zwischen wirtschaftlichen Interessen und
den Interessen der öffentlichen Gesundheit bestehen, was der Bundesrat beim
Volksbergehren, das ein weitreichendes Verbot für Tabakproduktewerbung vorsah, als
nicht gegeben erachtete. Er unterstütze allerdings den Jugendschutz im Rahmen der
parlamentarischen Debatte zum Tabakproduktegesetz, mit dem sich der Nationalrat im
Dezember 2020 auseinandersetzte. 

Während in der Sportpolitik zu Beginn des Jahres Themen wie die in Lausanne
organisierten Olympischen Winterjugendspiele und das Fortbestehen des
Lauberhornrennens in den Schlagzeilen waren, wichen diese Ende Februar Artikeln im
Zusammenhang mit Covid-19. So traf die Absage von Grossveranstaltungen vor allem die
Profiligen des Fussballs und des Eishockeys hart. Nachdem die Ligen zuerst eine
vorläufige Pause eingelegt hatten, wurden die Saisons am 12. März (Eishockey)
respektive 30. April (die unteren Ligen im Fussball) definitiv abgebrochen.
Zwischenzeitlich kam es zu Diskussionen, ob Geisterspiele durchgeführt oder ganz auf
den Spielbetrieb verzichtet werden sollte. Um die wirtschaftlichen Auswirkungen des
Coronavirus zu dämpfen, sagte der Bundesrat am 20. März der Sportbranche CHF 100
Mio. zu, wobei die eine Hälfte in Form von zinslosen Darlehen an den Spitzensport und
die andere Hälfte als A-fonds-perdu-Beiträge an den Breitensport gehen sollten. Da
dies nicht ausreichte, wurde Mitte Mai ein Stabilisierungspaket im Umfang von einer
halben Milliarde Franken festgelegt. Im Rahmen der Behandlung des Covid-19-Gesetzes
im September einigten sich National- und Ständerat darauf, dass nicht die Ligen,
sondern die Sportvereine selber Darlehen erhalten sollen, wobei sie Sicherheiten im
Umfang von einem Viertel ihres betrieblichen Aufwandes der Saison 2018/19 zu leisten
haben. Anfang November stellte Sportministerin Amherd ein Hilfspaket für den Sport
vor, das bis Ende 2021 CHF 350 Mio. für den Spitzensport und CHF 200 Mio. für den
Breitensport vorsah und von dem auch semiprofessionelle Teams verschiedener
weiterer Sportarten profitieren können sollen.

Nicht nur für die Unternehmen und die Sportvereine, sondern auch für die Schweizer
Bevölkerung hatte die Corona-Pandemie grosse finanzielle Einbussen zur Folge,
weshalb sich auch im Themenbereich Sozialhilfe einiges tat. Dabei würden aber nicht
alle Bevölkerungsgruppen gleich stark von der Krise getroffen, berichteten die Medien.
Der Krise besonders stark ausgesetzt seien die unteren Einkommensschichten, wo
bereits einige Hundert Franken, die beispielsweise wegen dem durch Kurzarbeit für
viele Personen auf 80 Prozent reduzierten Lohn wegfielen, einen grossen Unterschied
machten. Aus diesem Grunde hielt die Hilfsorganisation Caritas den Bundesrat und das
Parlament dazu an, Unterstützungsprogramme, die einmalige Direktzahlungen in der
Höhe von CHF 1'000 beinhalteten, für armutsbetroffene Haushalte und Einzelpersonen
zu beschliessen. Die durch die Pandemie gemäss Medien verstärkten Ungleichheiten in
der Bevölkerung wurden insbesondere anhand der teilweise über einen Kilometer
langen Menschenschlangen vor Lebensmittelausgabestellen in Genf oder Zürich
ersichtlich. Besonders stark auf solche Angebote angewiesen waren viele Sans-Papiers,
die keine Sozialhilfe beziehen können, sowie Ausländerinnen und Ausländer mit
Aufenthalts- bzw. Niederlassungsbewilligung, da diese einen Widerruf ihrer
Bewilligungen riskierten, wenn sie Sozialhilfe bezögen. 
Bereits im Vorjahr – also noch vor der Pandemie – hatte der Ständerat eine Motion der
WBK-SR (Mo. 19.3953) behandelt, welche die Einrichtung eines fünfjährigen Monitoring-
Zyklus zur Prävention und Bekämpfung von Armut beabsichtigte. Der Nationalrat
stimmte dem Kommissionsbegehren in der Sommersession 2020 zu; dies wohl auch im
Lichte der gegebenen Umstände, wie einige Medien mutmassten.

Welch gewaltigen Raum die Thematik rund um die Covid-19-Pandemie in der
Medienberichterstattung einnahm, widerspiegelt sich auch in der Anzahl dazu
veröffentlichter Zeitungsartikel (siehe APS-Zeitungsanalyse 2020). Dabei dominierte
die Pandemie nicht nur die Berichterstattung im Themenbereich «Gesundheitspolitik»
(siehe Abb. 1), sondern machte zu Zeiten, wo die Covid-19-Fallzahlen sehr hoch waren –
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sprich im Frühjahr und im Herbst –, sogar gut ein Drittel beziehungsweise ein Viertel
der abgelegten Zeitungsberichte über alle untersuchten Zeitungen und Themen hinweg
aus. Während sich die Artikelzahl zur Sozialhilfe 2020 auf konstant tiefem Niveau hielt,
ist für den Sport im Mai ein leichter Peak erkennbar. Im September, als das Parlament
das Covid-19-Gesetz beriet, von welchem auch der Sport stark betroffen war, fiel die
Medienpräsenz hingegen sehr gering aus. 1

Gesundheitspolitik

Im August 2020 beugte sich auch die WBK-SR über den Entwurf des Gesetzes zu
Covid-19 und befasste sich dabei vor allem mit Aspekten bezüglich des Kulturbereichs.
Wie ihre Schwesterkommission beantragte sie (mit 6 zu 0 Stimmen bei 4 Enthaltungen)
die Anhebung des Höchstbetrages für Leistungsvereinbarungen von CHF 80 Mio. auf
CHF 100 Mio., die das BAK mit einem oder mehreren Kantonen zur Unterstützung von
Kulturunternehmen abschliessen kann. Zudem verlangte sie das Vorlegen einer Lösung
in Bezug auf die Unterstützung von Schaustellern und Schaustellerinnen. Weiter
beschäftigte sich die WBK-SR mit der aktuellen Situation von Einrichtungen, die
ausserfamiliäre Kinderbetreuung anbieten. Dabei war sie der Meinung, dass zurzeit kein
Handlungsbedarf bestehe; Kinderkrippen und andere Einrichtungen in diesem Bereich
sollten aber wieder finanzielle Unterstützung erhalten, falls sich die Situation
verschlechtern sollte. Die Kommission setzte sich ausserdem mit den Modalitäten einer
möglichen finanziellen Unterstützung von professionellen Fussball- und
Eishockeyvereinen durch den Bund auseinander. Da sie der Ansicht war, dass dem
Sport eine hohe gesellschaftliche Bedeutung zukomme, befürwortete sie einstimmig
die Ergänzung des Covid-19-Gesetzes durch einen Artikel, der die Vergabe von Darlehen
an Clubs regeln soll. Für semiprofessionelle Ligen wie im Basketball, Unihockey,
Handball oder Volleyball soll der Bundesrat ähnliche Regelungen einführen können. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.08.2020
JOËLLE SCHNEUWLY

Nachdem die WBK-NR, WBK-SR, SPK-NR, SPK-SR, FK-SR und die RK-NR das dringliche
Bundesgesetz über die gesetzlichen Grundlagen für Verordnungen des Bundesrates
zur Bewältigung der Covid-19-Epidemie (Covid-19-Gesetz) behandelt und ihre
Empfehlungen an die beiden SGK abgegeben hatten, befasste sich die SGK-NR mit dem
Geschäft und nahm es in der Gesamtabstimmung mit 18 zu 6 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
an. Bezüglich einiger Punkte unterbreitete sie der grossen Kammer allerdings
Änderungsvorschläge. So soll der Bundesrat bei der Ausarbeitung von Massahmen
neben den Kantonen auch die Dachverbände der Sozialpartner in seine Arbeit
integrieren. Weiter soll das Parlament fortlaufend über die Gesetzesumsetzung in
Kenntnis gesetzt und die zuständigen Kommissionen zu den beabsichtigten
Verordnungen konsultiert werden. Der Bundesrat und die Kantone sollen ausserdem
beauftragt werden, regional und zeitlich vergleichbare Daten, die auf die drohende
Überlastung des Gesundheitssystems, eine erhöhte Sterblichkeit oder schwere
Krankheitsverläufe hindeuten, heranzuziehen, wenn es um die Anordnung neuer
Massnahmen geht. Bezüglich Ausländer- und Ausländerinnenrecht verlangte die
Kommission, dass der Familiennachzug sowie die Einreise von Konkubinatspartnerinnen
und -partnern von den vom Bundesrat getroffenen Einreise- und
Aufenthaltseinschränkungen ausgenommen werden. Im Bereich der Kultur sollen dem
entsprechenden Bundesamt – anstatt den von der Regierung vorgeschlagenen CHF 80
Mio. – bis zu CHF 100 Mio. für das Jahr 2021 zur gemeinsam mit den Kantonen
angebotenen Unterstützung von Kulturunternehmen zur Verfügung gestellt werden. Was
den Erwerbsersatz anbelangt, soll sichergestellt werden, dass nur diejenigen Personen
eine Entschädigung erhalten, bei denen tatsächlich ein Erwerbsausfall nachgewiesen
werden kann. Ebenfalls Anspruch auf eine Rückerstattung im Rahmen des Covid-19-
Erwerbsersatzs sollen Arbeitgeberinnen und -geber haben, die «besonders gefährdeten
Angestellten bei einem faktischen Berufsausübungsverbot weiterhin den Lohn zahlen».
Ferner soll die Regierung Kurzarbeitsentschädigungen für Bereitschaftsmitarbeitende,
Personen mit befristetem Arbeitsvertrag sowie für solche, die eine Lehre absolvieren
oder «für Temporärarbeit vermittelt werden», einführen können. Betreffend
Pensionskassen forderte die SGK-NR, dass die Regelung, gemäss welcher Versicherte,
die nach Vollendung des 58. Lebensjahres von ihrem Arbeitgeber oder ihrer
Arbeitgeberin entlassen werden, in ihrer Pensionskasse verbleiben können, nicht erst
Anfang 2021, sondern bereits ab August 2020 in Kraft treten soll. Auch legte die
Kommission fest, dass Personen, die lediglich fahrlässig gegen die Bestimmungen des
Covid-19-Gesetzes verstossen, nicht mit einer Geldstrafe gebüsst werden sollen. Einen
Antrag, der die Fortsetzung der finanziellen Unterstützung des Bundes für Institutionen

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.08.2020
JOËLLE SCHNEUWLY
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im Bereich der ausserfamiliären Kinderbetreuung forderte, lehnte die
Kommissionsmehrheit hingegen mit der Argumentation ab, dass dies in die
Zuständigkeit der Kantone falle. Für die Beratung des Geschäfts im Nationalrat wurden
33 Minderheitsanträge eingereicht. Zudem reichte die SGK-NR eine Motion ein, mit der
sie den Bundesrat mit der finanziellen Unterstützung der Eventbranche betrauen
wollte. 3

Suchtmittel

Rund 100 führende Wirtschaftsvertreter sprachen sich im Herbst 1995 in einem
gemeinsam veröffentlichten Grundsatzpapier für eine ausgeweitete kontrollierte
Drogenabgabe an Süchtige, die Eliminierung sämtlicher offener Drogenszenen, eine
Entkriminalisierung des Drogenkonsums sowie für verstärkte Präventionsmassnahmen
im Bereich der Jugend- und Familienpolitik aus. Sie begründeten ihr Engagement mit
menschlicher Betroffenheit, aber auch mit der Ineffizienz der heute noch stark auf
Repression ausgerichteten Drogenpolitik, welche den Steuerzahler – und damit auch
die Wirtschaft – stark belastet, sowie mit Image-Problemen des Wirtschaftsstandortes
Schweiz. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 10.11.1995
MARIANNE BENTELI

Sozialhilfe

Kurz darauf doppelte die Eidg. Kommission für Familienfragen in einem Bericht über
die Auswirkungen von Armut und Arbeitslosigkeit auf die Familien nach. Sie verlangte
ein Recht für alle auf bezahlte Arbeit und die Einführung eines gesetzlich garantierten
Mindestlohnes, der zumindest das Existenzminimum eines Haushaltes deckt. 5

BERICHT
DATUM: 31.12.1998
MARIANNE BENTELI

Gemäss einer vom BFS in Auftrag gegebenen breit angelegten Studie waren 1999 7,5%
der Erwerbstätigen sogenannte Working Poor, erreichten also mit ihrer Arbeit lediglich
einen Lohn unterhalb der Armutsgrenze. Betroffen waren auch die im gleichen Haushalt
wohnenden Familienangehörigen, gesamthaft rund 535 000 Personen, davon mehr als
zwei Fünftel Kinder. Der konjunkturelle Einbruch während der neunziger Jahre
verschärfte das Problem: Die Working Poor-Quote stieg 1996 sprunghaft von 4,9% auf
7,3% an, um auf diesem Niveau zu verharren. Ob jemand zum Working Poor wird, hängt
von verschiedenen Faktoren ab. Gemäss der Studie wird das Risiko durch die Stellung
auf dem Arbeitsmarkt ebenso geprägt wie durch die Familienstruktur. Besonders
gefährdet sind Ausländer, schlecht Ausgebildete, Selbständigerwerbende in
Kleinstbetrieben, Beschäftigte in Tieflohnbranchen sowie Teilzeitangestellte. Stark
betroffen sind Alleinerziehende und Grossfamilien. Die Armutsgrenze wurde nach den
Richtlinien der SKOS definiert (Einkommen – nach Abzug von Steuern und
Sozialversicherungsbeiträgen – von weniger als 2100 Fr. pro Monat für einen
Einpersonenhaushalt, von weniger als 4000 Fr. für eine vierköpfige Familie). Die Analyse
wurde von den jüngsten Zahlen der Städteinitiative „Ja zur sozialen Sicherung“
bestätigt. (Für Massnahmen zugunsten von Familien siehe hier, hier, hier, hier und
hier) 6

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 24.03.2001
MARIANNE BENTELI

Nach den von der Städteinitiatve „Ja zur sozialen Sicherung“ vorgestellten Daten ging
die Zahl der Sozialhilfebezüger 2001 leicht zurück, am stärksten in Basel (-15,8%),
Schaffhausen (-7,7%) und Bern (-7,2%), während sie in Sankt Gallen und Winterthur
praktisch stabil blieb. Im Durchschnitt erhielten 5% der Einwohner der grossen
Schweizer Städte Sozialhilfe. Einmal mehr zeigte sich, dass Kinder das Armutsrisiko
enorm beeinflussen: 22,4% aller unterstützter Haushalte waren Einelternfamilien,
weitere 13% Familien mit mehreren Kindern. Jedes zehnte Kind lebte in einer Familie,
die als arm bezeichnet werden muss. Die Städteinitiative verlangte deshalb erneut
rasche Massnahmen zu Gunsten der Familien: Ausdehnung des EL-Systems auf
Familien, substantielle Erhöhung der Kinderzulagen, Ausbau der ausserhäuslichen
Kinderbetreuung und verstärkte Integration der Jugendlichen aus finanzschwachen
Familien in den Arbeitsmarkt. 7

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 19.06.2002
MARIANNE BENTELI

1) APS-Zeitungsanalyse 2020 – Gesundheit 
2) Medienmitteilung WBK-SR vom 19.8.20
3) Medienmitteilung SGK-NR vom 28.8.20
4) Presse vom 10.11.95
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5) "Spycher/Nadai/Gerber (1998). Àuswirkungen von Armut und Erwerbslosigkeit auf Familien"; CHSS, 1998, S. 299;
Familienfragen, 1998, Nr. 3, S. 24 ff.
6) Lit. Streuli / Bauer; Presse vom 24.3.01; Presse vom 22.6.01
7) Presse vom 7.5. und 19.6.02. Armut ist weltweit in erster Linie ein Problem der Städte. In Genf wurde deshalb im April der
Sitz des „internationalen Solidaritätsfonds der Städte gegen Armut“ eröffnet. Der von Genf, Lyon (Frankreich) und Bamako
(Mali) intiierte Fonds will die Zusammenarbeit zwischen den Städten verbessern, um so eine gezielte Armutsbekämpfung zu
ermöglichen (AZ, 12.4.02).
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